
Bürgerversammlung

Umkehr des bisher geübten Praxis eine Stunde wird „vorgetragen „ Bürger kommen wegen
Zeitüberschreitung nicht ausreichend zu Wort .

Keine Polit-Selbstdarstellung, fand schon am Mittwoch in der LR ganzseitig statt, sondern
sachbezogene ,bürgernahe Arbeit .

Tagesordnungsvorschlag

1. Wähleraufträge an die Abgeordneten
2. Anfragen und Meinungen der Bürger
3. Bericht der Bürgermeisterin
     - Barriere freie Stadt
     - Luftreinhalteplan ,gesetzlich notwendig, da 2011 der Grenzwert 52 mal überschritten
     - Beseitigung der Staunässe in Trattendorf und Cantdorf
4. Bericht der BTA zu Antrag 18/848 Energiewirtschaft im Bundestag
    - Zulassung neuer Tagebaue
    - Sicherung der Belange betroffener Grundstückeigentümer in Bergbaugebieten
    - Beteiligung von Kommunen schon bei der ersten Stufe von bergrechtlichen  
      Genehmigungen
   - Beweislastumkehr bei Schäden mit bergtypischen Schadensmerkmalen
   - ein umfassendes Klagerecht bei Bergbauprojekten
   - Einsatz der Fracking -Technologie –Verbot
   - Abschaffung des Nazi-Bergrecht zur Enteignung
   - Gesundheitsauswirkungen der Kohlekraftwerke
   - Sanierungsrücklage beim Bergamt hinterlegen

Abschaltung des 330 MW Kohlekraftwerke in Liurien per Gerichtsbeschluss. Die 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen hatten ergeben, dass das Kraftwerk die Verantwortung 
für mindestens 442 Todesfälle zwischen 2002 und 2007 trägt. 

Außerdem waren 450 Kinder zwischen 2005 und 2012 wegen Asthma und anderer 
Atemwegserkrankungen, die auf das Kraftwerk zurückgeführt wurden, im 
Krankenhaus behandelt worden.

Im Landkreis SPN ist die Sterblichkeit um 30% höher und es werden 3mal so viele 
behinderte Kinder geboren.

Wähleraufträge von U. Nickusch an BTA

1. Ratifizierung von ILO 169 _Rechte der wendischen Minderheit in D

2. Abschaffung  des Nazi-Bergrecht zur Enteignung

3. Keine Zustimmung zum Verkauf von 20% der Erdgasspeicher in Deutschland an
   Gasprom (50% russisches Staatseigentum) 
   - aus kartellrechtlichen (Zugriff vom Gasfeld 
    bis in den deutschen Haushalt, was EU Recht verbietet ) Gründen 
und aus 
    strategischer Sicht, weil alle Gasspeicher in D für Gasstromspeicherung der    
   Energiewende benötigt werden.

http://dip.bundestag.de/btd/18/008/1800848.pdf

